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Der Landesfamilienrat Baden-Württemberg begrüßt das 

Ziel der Landesregierung, allen Kindern durch ein 

verbindliches und kostenfreies letztes Kindergartenjahr 

einen guten Übergang und Start in die Schule zu 

ermöglichen. Frühkindliche Bildung ist ein zentraler 

Baustein für Chancengerechtigkeit, gesellschaftliche 

Teilhabe und gelingende Bildungsbiografien. 

Gleichzeitig handelt es sich um einen tiefgreifenden Eingriff 

in das bestehende System der Kindertagesbetreuung und in 

die Lebenswelt von Familien. Deshalb sollte die Einführung 

eines verbindlichen letzten Kindergartenjahres sorgfältig, 

unter Einbeziehung aller relevanten Akteur:innen und auf 

Grundlage fachlicher Erkenntnisse gestaltet werden. 

Der Landesfamilienrat hält ein verbindliches und 

kostenfreies letztes Kindergartenjahr für sinnvoll. Jedoch 

sollten die Voraussetzungen, unter denen ein solches 

Angebot Kindern tatsächlich zugutekommt und zur 

Entlastung von Familien beiträgt, ebenso geprüft werden 

wie die Qualitätskriterien des letzten Kindergartenjahres. 

Aus unserer Sicht sind dabei folgende Aspekte 

entscheidend. 

1. Das letzte Kindergartenjahr muss ein 
Kindergartenjahr bleiben 

Das letzte Kindergartenjahr sollte Kinder bestmöglich auf 

den Übergang in die Grundschule vorbereiten und 

entsprechende Vorläuferfähigkeiten – wie während der 

gesamten Kita-Zeit auch – fördern. Dazu zählen neben 

sprachlichen und mathematischen auch sozio-emotionale 

Kompetenzen (Empathie, Rücksichtnahme, 

Konfliktfähigkeit), Problemlösekompetenzen, 

Selbstregulation und motorische Fähigkeiten. Das 

bedeutet: Der eigenständige Bildungs-, Erziehungs- und 

Betreuungsauftrag der Kindertageseinrichtungen muss 

erhalten bleiben. Frühkindliche Bildung folgt anderen 

pädagogischen Prinzipien als schulisches Lernen. Eine 

Verschulung der Kita lehnen wir entschieden ab. 

Obligatorische Bildungsinhalte müssen sich am 

weiterentwickelten Orientierungsplan Baden-

Württemberg orientieren. Dieser definiert bereits 

verbindliche Bildungs- und Entwicklungsziele und bildet den 

pädagogischen Rahmen für die Arbeit in 

Kindertageseinrichtungen. Ein darüber hinausgehendes 

schulähnliches Curriculum mit standardisierten Lernzielen 

oder Leistungsdruck würde dem Bildungsverständnis der 

frühen Kindheit widersprechen. Zudem fördern 

Einrichtungen mit hoher Qualität Kinder bestmöglich in 

ihrer Entwicklung, weshalb gut ausgebildete pädagogische 

Fachkräfte wie Erzieher:innen und Kindheitspädagog:innen 

unverzichtbar für eine adäquate Förderung von Kindern 

sind. 

2. Verbindlichkeit setzt Qualität voraus 

Eine Verpflichtung der Familien kann nur dann 

gerechtfertigt sein, wenn der Staat seiner Verantwortung 

gerecht wird. Neue Verpflichtungen dürfen nur dann 

eingeführt werden, wenn die grundlegenden strukturellen 

Voraussetzungen dafür geschaffen sind. Dazu zählen: 

– ein wohnortnaher und geeigneter Platz für jedes Kind, 

– genügend gut qualifiziertes Personal, 

– kompetente Leitungspersonen, 

– das Einhalten von verbindlichen und förderlichen 

Qualitätsstandards, 

– verlässlich ausgestaltete und qualitativ hochwertige 

Bildung (Sprache, sozio-emotionale Kompetenzen, 

motorische Kompetenzen), individuelle Förderung und 

Kinderschutz, 

– inklusive Angebote, 

– eine dauerhaft gesicherte Finanzierung. 

3. Kostenfreiheit muss Familien entlasten 

Der Landesfamilienrat begrüßt ausdrücklich das Ziel eines 

kostenfreien letzten Kindergartenjahres. Kostenfreiheit 

darf sich jedoch nicht auf die Elternbeiträge beschränken 

und nicht zu zusätzlichen finanziellen Belastungen für 

Familien führen. Auch verpflichtende Bestandteile des Kita-

Alltags wie Mittagessen, Ausflüge oder Materialien dürfen 

benachteiligte Familien nicht zusätzlich belasten. 

4. Verlässliche Betreuung sichert Vereinbarkeit 

Ein verbindliches letztes Kindergartenjahr entfaltet seinen 

Nutzen für Familien dann, wenn es mit einer verlässlichen 

und bedarfsgerechten Betreuung einhergeht. Eltern sind 

auf planbare Betreuungszeiten angewiesen, um 

Erwerbsarbeit, Sorgeaufgaben und bürgerschaftliches 

Engagement miteinander vereinbaren zu können. Die 

Reform muss bedarfsgerechte Öffnungszeiten 

flächendeckend gewährleisten, einschließlich Rand- und 

Ferienzeiten. Nur eine tragfähige Betreuungsinfrastruktur 

stellt sicher, dass ein verbindliches Angebot Familien 

wirklich entlastet. 
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5. Beteiligung sichert Qualität 

Eltern und Erziehungsberechtigte tragen die primäre 

Verantwortung für die Pflege und Erziehung ihrer Kinder. 

Frühkindliche Bildung gelingt am besten in einer 

vertrauensvollen Bildungs- und Erziehungspartnerschaft 

zwischen Familien und pädagogischen Fachkräften. Deshalb 

sollten Eltern und Kinder sowohl bei der Ausgestaltung der 

Reform als auch bei ihrer Umsetzung vor Ort aktiv 

einbezogen werden. 

Dazu gehören niedrigschwellige Beratungs- und 

Unterstützungsangebote sowie die Berücksichtigung 

unterschiedlicher Lebenslagen, wie von Alleinerziehenden, 

Familien mit Migrationsgeschichte, Eltern mit psychischer 

Erkrankung, Familien mit Kindern mit Behinderungen oder 

chronischen Erkrankungen sowie Familien im ländlichen 

Raum. 

Die Ausgestaltung der Reform sollte im Dialog mit Trägern, 

Kommunen, Fachkräften, Elternvertretungen und 

Familienverbänden erfolgen. Wissenschaftliche Begleitung 

und Evaluation sind unerlässlich. Dabei genügt es nicht, die 

Wirkungen auf Lesen, Schreiben und Rechnen zu 

betrachten. Ebenso zu untersuchen sind das Wohlbefinden 

und die breitere Entwicklung der Kinder, die Situation der 

Familien sowie die Arbeitsbedingungen der Fachkräfte, 

insbesondere in heterogenen Teams.  

Fazit 

Der Landesfamilienrat unterstützt das Ziel, allen Kindern 

gute und gerechte Bildungschancen vor dem Schuleintritt 

zu eröffnen. 

Ein verbindliches letztes Kindergartenjahr kann ein Gewinn 

für Kinder und Familien sein, wenn es nicht zu einer 

Vorverlagerung schulischer Aktivitäten führt, sondern den 

eigenständigen Bildungsauftrag der Kindertages-

einrichtungen und somit die ganzheitliche Förderung von 

Kindern stärkt. 

Der Landesfamilienrat versteht das Vorhaben nicht allein 

als schulpolitische Reform, sondern als eine familien-, 

bildungs- und sozialpolitische Aufgabe. Der Erfolg des 

Vorhabens wird sich daran messen lassen müssen, ob es 

Kindern bessere Entwicklungschancen eröffnet, Familien 

wirksam unterstützt und den Kindertageseinrichtungen die 

dafür notwendigen Rahmenbedingungen bietet. 
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